
 

N i e d e r s c h r i f t 

 
 

über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderats der Gemeinde Wiernsheim 
am 
 

Mittwoch, 18. März 2020 
 
 

im Bürgersaal Wiernsheim. 
 
Der Vorsitzendende eröffnet die Sitzung und begrüßt die erschienen Bürger, 
Vertreter der Presse und natürlich die Gremiumsmitglieder herzlich und stellt fest, 
dass die Sitzungsunterlagen dem Gremium rechtzeitig zugegangen sind.  
 
Er erläutert, dass die heutige Sitzung im Bürgersaal im Hinblick auf die Wahrung der 
rechtlichen Vorgaben und Fristen des eingereichten Bürgerbegehrens notwendig sei. 
Bürgermeister Oehler betont, dass diese Maßnahme im Einklang mit dem 
Landratsamt Enzkreis, dem Regierungspräsidium Karlsruhe und dem 
Innenministerium Baden-Württemberg vollzogen wurde.  
 
Im Interesse aller Beteiligten werden jedoch sämtliche Tagesordnungspunkte mit 
Ausnahme der Tagesordnungspunkte 2, 3 und 7 auf kommende Sitzungen 
verschoben.    
 
 



 

TOP 2 Bürgerbegehren „gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
„Mühlackerstraße“ vom 20. November 2019“  
- Anhörung der Vertrauenspersonen  des Bürgerbegehrens nach § 
21 Abs. 4 GemO 

 
BM Oehler geht auf die Rechtsgrundlage zum Bürgerbegehren in der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg ein und erläutert, dass vor der 
Entscheidung über die Zulässigkeit des eingereichten Bürgerbegehrens nach Gesetz 
eine Anhörung der Vertrauenspersonen des Bürgerbegehrens anstehe.  
 
Daraufhin wird Frau Diana Meichel, Ihres Zeichens Vertrauensperson, das Wort 
erteilt.       
 
Frau Meichel begrüßt die Anwesenden und spricht im Namen von Frau Blessing und 
aller 736 Unterzeichnenden, welche sich für den Erhalt des Ackerlandes und gegen 
ein neues Baugebiet aussprechen.  
 
In der vergangenen Sitzung des Gemeinderates sei wiederum klar geworden, dass 
sich trotz der 736 Unterschriften weiterhin eine Zweidrittel-Mehrheit der 
Gremiumsmitglieder für die Durchführung der Aufstellung des Bebauungsplans 
„Mühlackerstraße“ ausspreche. Entgegen dieser Tatsache sei die Vielzahl an 
Unterzeichnenden ein klares Statement für einen Bürgerentscheid. Die Akzeptanz 
der Entscheidung des Gemeinderates in der Bürgerschafft solle nun bei einer 
Abstimmung überprüft werden. Dadurch würde die Meinung der Bürger/innen  
transparent. Die Vertrauenspersonen bedanken sich beim Gremium, dass diese 
Form der direkten Demokratie in Wiernsheim nun ausgeübt werden könne.  
 
Aus aktuellem Anlass geht Frau Meichel noch auf die aktuelle Corona-Pandemie ein. 
Wie man sehe, könne sogar ein winziger Virus die Wirtschaftskraft eines Landes 
erschüttern. In solch einem Falle sei dann Ackerland wertvoller als versiegeltes und 
im Zweifel nicht veräußerliches Bauland. Es werde gehofft, dass die Pandemie bis 
Juli soweit abebbe, dass der Entscheid ohne größeren Aufwand durchgeführt werden 
könne.  
 
BM Oehler bedankt sich für die Ausführungen der Vertrauensperson und das 
Gremium nimmt die offizielle Durchführung der Anhörung zur Kenntnis.  
            
 
 
 



 

TOP 3 Beratung und Entscheidung über die Zulässigkeit des 
Bürgerbegehrens „gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
„Mühlackerstraße“ vom 20. November 2019“ gem. § 21 GemO 

 
 
BM Oehler verweist auf die Drucksache und geht im Detail auf die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die heutige Entscheidung über die Zulässigkeit des 
Bürgerbegehrens ein. Er erläutert das Ergebnis der rechtlichen Prüfung des 
eingereichten Bürgerbegehrens und wagt einen Ausblick auf die anstehenden 
Aufgaben zur Durchführung eines Bürgerentscheids. Im Hinblick auf die allgemeinen 
Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus sei es wohl leider nicht möglich, 
Informationsveranstaltungen im Vorfeld des Entscheids zu veranstalten. Darüber 
hinaus möchte der Vorsitzende prüfen, ob die Durchführung des Bürgerentscheids in 
der aktuellen Krisensituation ausschließliche durch eine Briefwahl möglich wäre. 
Einer rechtlichen Prüfung bedarf es ebenfalls in Puncto zukünftige Entscheidungen 
zum Bebauungsplan „Mühlackerstraße“. Es stehe die Frage im Raum, ob und welche 
Maßnahmen ergriffen werden können, die dem Bürgerbegehren nicht 
entgegenstehen. BM Oehler denkt dabei an die Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange im Bebauungsplanverfahren, welche er nicht als eine solche Entscheidung 
ansehe. 
 
GR Idziok meldet sich zu Wort und erklärt, dass er das mögliche Ausbleiben von 
Informationsversammlungen als ein großes Problem ansehe, da momentan noch 
viele Fehlinformationen in der Bevölkerung im Raum stünden, welche man bei 
solchen Veranstaltungen fundiert berichtigen könne.  
 
BM Oehler erwidert, dass eine Informationsbroschüre für das Bürgerbegehren eine 
Alternative sein kann. Versammlungen kommen aktuell nicht in Frage. 
 
GR Blessing ergänzt, dass gerade aus diesem Grund die Veröffentlichung einer 
schriftlichen Information zum Bürgerentscheid wie in der Gemeindeordnung 
vorgesehen umso wichtiger sei. 
 
GR Stuible fragt nach der Deadline für die Durchführung des Bürgerentscheids und 
bittet die Gemeindeverwaltung darum, mögliche Informationsveranstaltungen 
dennoch prophylaktisch vorzubereiten, falls ein positiver Verlauf im Kampf gegen die 
Corona-Pandemie Veranstaltungen in naher Zukunft zuließe.  
 
Der Bürgermeister antwortet,  dass der Entscheid innerhalb von 4 Monaten ab dem 
heutigen Tag, nämlich bis zum 18.07.2020, durchzuführen sei und begrüßt die Idee 
der vorsorglichen Vorbereitung von Informationsveranstaltungen.                           
 
Der Bürgermeister bittet die Gremiumsmitglieder zur Abstimmung über die 
Beschlussempfehlung der Gemeindeverwaltung. 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass das Bürgerbegehren 
Bürgerbegehrens „gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
„Mühlackerstraße“ vom 20. November 2019“ zulässig ist. 



 

TOP 7 Verschiedenes 
 
Schüleraustausch mit der italienischen Partnergemeinde Pinasca  
 
BM Oehler informiert, dass der geplante turnusmäßige Schüleraustausch, bei dem 
die Gemeinde Schüler aus der italienischen Partnergemeinde Pinasca beherbergen 
würde, aufgrund der Corona-Pandemie nicht stattfinden wird.   
 
Besuch der türkischen Delegation aus Ayancik 
 
Des Weiteren berichtet BM Oehler über den ereignisreichen und erfolgreichen 
Besuch der siebenköpfigen türkischen Delegation aus der Partnerstadt Ayancik. Die 
Mehrzahl unserer Gäste sei bereits wieder erfolgreich in ihrer Heimat angekommen. 
Für eine Person werde sich die Heimreise aufgrund der nun vorherrschenden 
strikteren Einreisebestimmungen im Rahmen der Corona-Pandemie auf unbestimmte 
Zeit verzögern. BM Oehler erläutert, dass die Dame bei Bekannten unterkomme und 
für die Zeit des Aufenthalts mit ihm im Kontakt stehe, um im Sinne der Partnerschaft 
über die kommunalpolitischen und kulturellen Verflechtungen der beiden Kommunen 
zu sinnieren und weitere Projekte in Gang zu bringen, sodass eine Lohnfortzahlung 
seitens des türkischen Arbeitgebers gewährleistet sei. 
 
Übertragung von Aufgaben auf den Bürgermeister  
 
BM Oehler geht auf die ausgehändigte Tischvorlage ein. Aufgrund der aktuellen 
Entwicklung des Coronavirus werde voraussichtlich auf unbestimmte Zeit keine 
weitere Gemeinderatssitzung stattfinden. Es sei daher von Nöten, Sonderregelungen 
für die Aufrechterhaltung der sachgemäßen Erledigung der auf den Bürgermeister 
dauerhaft übertragenen Aufgaben zu treffen. 
          
- Personalangelegenheiten 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass ihm gemäß der Hauptsatzung der Gemeinde 
Wiernsheim die Ernennung, Einstellung und Entlassung und sonstige 
personalrechtliche Entscheidungen von Beschäftigten der Entgeltgruppe 1 bis 8 
TVöD, Aushilfsbeschäftigte bis zu 12 Monaten, Beamtenanwärtern, Auszubildenden, 
Praktikanten und anderen in Ausbildung stehenden Personen übertragen wurde. In 
Anbetracht der anstehenden Einstellung der neuen Hauptamtsleitung sowie der 
stellvertretenden Kämmereileitung erachte er es für sinnvoll, dem Bürgermeister 
vorübergehend und auf unbestimmte Zeit sämtliche Personalangelegenheiten zu 
übertragen. 

 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die vorübergehende Übertragung von 
sämtlichen personalrechtlichen Entscheidungen auf den Bürgermeister der 
Gemeinde Wiernsheim. 
 
 



 

- Grundstücksangelegenheiten  
 
BM Oehler erläutert, dass ihm gemäß der Hauptsatzung der Gemeinde Wiernsheim 
die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von 
Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von 
Vorkaufsrechten, im Wert bis zu 50.000,-- Euro im Einzelfall übertragen wurde. 
Bezüglich anstehender Rechtsgeschäfte sei eine Erhöhung des 
Entscheidungswertes sinnvoll.   
 

Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat überträgt dem Bürgermeister mit einstimmiger Entscheidung 
vorübergehend die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und 
Tausch von Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich 
der Ausübung von Vorkaufsrechten, im Wert bis zu 100.000,-- Euro.   
 
 
- Erlass der Miete für gemeindeeigene Restaurantpächter 
 
BM Oehler erklärt, dass er es aufgrund der derzeitigen Eingrenzung der 
Öffnungszeiten für Speisegaststätten für angebracht halte, den Einzug der Miete von 
Restaurantpächtern für die gemeindeeigenen Gaststätten und Wohnungen 
vorübergehend auszusetzen. Diese Entscheidung solle vorerst für die Monate April, 
Mai und Juni gelten. 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat nimmt zustimmend zur Kenntnis, die Forderungen aus den 
Mietverträgen der Restaurantpächter Adler, Lamm und Löwenkeller 
vorübergehend zu erlassen.  
   
 
- Eilentscheidungen 
 
Abschließend geht BM Oehler auf eventuelle Eilentscheidungen ein. Aufgrund der 
derzeitigen Situation sei nicht abzusehen, wann die nächste Gemeinderatssitzung 
stattfinden wird. Für derartige Entscheidungen sei es grundsätzlich erforderlich, 
nachzuweisen, dass eine Einberufung des Gemeinderats unter allen Umständen 
nicht möglich sei. Daher sei es von Bedeutung, dass der Gemeinderat bereits zum 
heutigen Tage Eilentscheidungen des Bürgermeisters akzeptiere, um die jeweilige 
Prüfung der Einberufung des Gremiums (Gemeinderat, Technischer Ausschuss) zu 
vermeiden und schließlich die Aufrechterhaltung der Aufgaben über die Geschäfte 
der laufenden Verwaltung hinaus zu gewährleisten. 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat billigt ohne Gegenstimmen, dass der Bürgermeister in 
dringlichen Fällen Eilentscheidungen ohne die Einberufung von Sitzungen 
tätigt.    
 



 

GR Hudak meldet sich im Anschluss der Abstimmung zu Wort und würde einen 
regelmäßigen Informationsfluss über getätigte Eilentscheidungen sowie über die 
anderen Angelegenheiten der übertragenen Aufgaben begrüßen.  
BM Oehler erwidert, dass dies selbstverständlich geschehe.  
 
GRin Flattich meldet sich ebenfalls zu Wort und fragt an, für welchen genauen 
Zeitraum die gerade beschlossenen Übertragungen von Aufgaben auf den 
Bürgermeister gelten.  
BM Oehler erklärt, dass diese Regelungen vorerst bis zum Außerkrafttreten der 
Verordnung der Landesregierung über infektionsschützende Maßnahmen gegen die 
Ausbreitung des Virus SARS-Cov-2 (Corona-Verordnung – CoronaVO) zum 15. Juni 
2020 gelten. Diese Verordnung könne jederzeit verlängert und auch verschärft 
werden, weshalb die Aufgabenübertragungen auch zeitlich unbegrenzt beschlossen 
wurden. Es sei jedoch gewiss, dass sich der zeitliche Rahmen für die Regelungen an 
die Dauer der aktuellen und zukünftigen Corona-Verordnungen sowie der Möglichkeit 
zur Einberufung von Sitzungen allgemein orientieren. Das Gremium nimmt diese 
Informationen nochmals wohlwollend zur Kenntnis.     
 
 
- Absage der Sitzung des Gemeindeverwaltungsverbandes Heckengäu 
 
Der Bürgermeister informiert noch über die Absage der GVV-Sitzung aufgrund der 
derzeitigen Krisensituation. 
 
 
 
 
 
   
  
        


